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„Es ist notwen-
dig, daß in der
Schulpolitik

mindestens ein
Jugendlicher

„ mitbestimmt“

Prenzlauer Berg

Wahlkreis 03

Zahlen & Fakten

Einwohner 43106

  deutsche    39227
  EU-Bürger    01273
  andere    02606

Wahlberechtigte 32890

  18 - 25 Jahre    11,8%
  25 - 35    38,7%
  35 - 50    27,3%
  50 - 65    13,7%
  über 65    08,5%

Frauenanteil 48,6%

41 Stimmbezirke

Quelle: Statistisches Landes-
amt Berlin

Martin Wilke wurde am
25. März 1980 in Berlin gebo-
ren und lebt seitdem im Prenz-
lauer Berg. Seine 13jährige
Schulzeit beendete er dieses
Jahr mit dem Abitur.

Seit 1994 ist er in der Kin-
derrechtsgruppe K.R.Ä.T.
Z.Ä. aktiv und hat dort zahl-
reiche Texte zu den Themen
Kinderwahlrecht, Schule, Er-
ziehung und Menschenrech-
te verfaßt, hat an Diskussions-
runden und Kongressen teil-
genommen sowie eine Bun-

destagswahl angefochten.
Neben Kinderrechtsthe-

men beschäftigt sich der
19jährige aber auch mit ande-
ren Grund- und Menschen-
rechtsfragen. So arbeitet er bei
verschiedenen Initiativen mit,
die sich z.B. mit der Frage der
Wehrpflicht befassen.

Martin liest viel, kennt sich
gut mit dem Computer aus und
surft viel im Internet.

Für Politik interessiert sich
Martin Wilke schon seit sei-
nem 10. Lebensjahr.

78 Wahlkreise gibt es bei der
Abgeordnetenhauswahl und
zwei Stimmen pro Wähler. Mit
der einen Stimme wählt man
eine Partei, mit der anderen
einen der Direktkandidaten
des Wahlkreises. Einer dieser
Wahlkreise ist Prenzlauer
Berg 03. Und einer der dorti-
gen Kandidaten ist Martin
Wilke.

Der eine oder andere hat si-
cherlich schon Kenntnis von
dem 19jährigen Direktkandi-
daten und seinen Vorstellun-
gen von Schule und Demokra-
tie genommen. So mancher
wird dabei gedacht haben:
“Seine Forderungen sind
übertrieben”. Aber Martin
Wilke meint es ernst, äußert

Am 10. Oktober finden in Berlin Wahlen statt. Rund 2 430 000
Berliner können dann über die Zusammensetzung der Bezirks-
verordnetenversammlungen (BVV) und des Abgeordnetenhau-
ses entscheiden.

jedoch Verständnis: “Vor fünf,
sechs Jahren habe ich teilwei-
se selber konservative Stand-
punkte vertreten. Ich kannte
diverse linke Parolen, aber
platte Sprüche allein konnten
mich nicht überzeugen. Über-
zeugenden Argumenten je-
doch konnte ich mich einfach
nicht entziehen.”

Im Vorwort seines Wahlpro-
grammes heißt es deshalb:
“Alle Menschen sind gewis-
sermaßen konservativ. Neuen
oder ungewöhnlichen Ideen
steht jeder Mensch anfangs
zumindest skeptisch gegen-
über. Sachliche Informationen
sowie die Erläuterung der ei-
genen politischen Standpunk-
te können dazu beitragen,

Mißverständnisse aufzuklä-
ren und bestehende Ängste
abzubauen. Daher werde ich
versuchen, meine Forderun-
gen nachvollziehbar zu be-
gründen, sofern dies in der
hier gebotenen Kürze möglich
ist.”

Und da erfahrungsgemäß
noch lange nicht alle Men-
schen, die einen Kandidaten
für geeignet halten, ihn am
Ende auch wählen, werden in
dieser Zeitung auch Über-
legungen zu wahltaktischen
Fragen angestellt. Wie setze
ich Erst- und Zweitstimme am
sinnvollsten ein? Was kann
meine Wahlstimme bewirken?

Viel Spaß beim Lesen.

Menschenrechte sind unteilbar
Ziel von Politik muß es sein,
gerechte gesellschaftliche
Rahmenbedingungen zu schaf-
fen, also Bedingungen, unter
denen sich jeder Mensch frei
entfalten kann. Eine gerechte
Gesellschaft kann es nur ge-
ben, wenn die Würde jedes
Menschen uneingeschränkt
respektiert wird. Aus der un-
antastbaren Würde des Men-
schen ergeben sich die Men-
schenrechte, die folglich in
allen gesellschaftlichen Berei-
chen gelten müssen und nur
durch die Menschenrechte
einer anderen Person begrenzt
werden. Das Prinzip der Men-
schenrechte ist Selbstbestim-
mung in Angelegenheiten, die

nur einen selbst betreffen,
und Mitbestimmung in Ange-
legenheiten, die mehrere be-
treffen.

Die Grund- und Men-
schenrechte müssen vor Ab-
bau und Aushöhlung be-
wahrt bzw. wiederhergestellt,
und überall und für alle Men-
schen durchgesetzt werden.

In Art. 28 der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrech-
te heißt es, jeder Mensch hat
Anspruch auf eine soziale und
internationale Ordnung, in
welcher die in der Menschen-
rechtserklärung angeführten
Rechte und Freiheiten voll
verwirklicht werden können.

Vielen Menschen scheint

es auf den ersten Blick, daß
alle Menschenrechte in unse-
rer Gesellschaft bereits voll
verwirklicht wären. Bei nähe-
rer Betrachtung stellt sich je-
doch heraus, daß in dieser
Frage noch erheblicher Hand-
lungsbedarf besteht. Das gilt
besonders für Fragen der „In-
neren Sicherheit“, der Flücht-
lingspolitik und – bisher kaum
beachtet – auch für die Kin-
der-, Jugend und Schulpolitik.

Bei Menschenrechten und
Gleichberechtigung darf es
keine Kompromisse geben.
Für freiheitlich-demokratische
Gesellschaften sollte dies ei-
ner der wichtigsten Grundsät-
ze sein.

Ich habe bestimmte Vorstel-
lungen davon, wie eine ge-
rechte Gesellschaft aussieht,
und möchte deshalb politisch
etwas verändern. Ich stelle
fest, daß gerade jene Forde-
rungen, die ich für besonders
wichtig halte, sich
bei den bestehen-
den Parteien nicht
wiederfinden.

Politik für junge
Menschen findet
praktisch nicht
statt. Schulpolitik
wird fast aus-
schließlich aus wirt-
schaftlicher und fi-
nanzieller Sicht, oder aus Sicht
der Lehrer betrieben. Was der-
zeit fehlt, ist Schulpolitik aus
Sicht der am meisten Betrof-
fenen: der Schüler.

Die Leute, die jetzt Schul-
politik machen, können sich
meist nicht in Schüler hinein-
versetzen. Ich denke, es ist
notwendig, daß in der Schul-
politik mindestens ein Ju-
gendlicher mitbestimmt.

Grund- und Bürgerrechte
halte ich auch weiterhin für

wichtig. Ich bin nicht bereit,
diese einer unseriös geführ-
ten Debatte um die “Innere Si-
cherheit” zu opfern. Die pro-
gressiveren Parteien trauen
sich immer weniger, diese Fra-
gen offensiv zu diskutieren

und teilweise noch
nicht einmal, die er-
reichten Standards
zu verteidigen.

Ich möchte mei-
ne politischen Über-
zeugungen nicht
aufgeben, nur weil
sie gerade nicht po-
pulär sind. Im Ge-
genteil, ich glaube,

daß ich die besseren Argu-
mente habe und andere über-
zeugen kann. Ohne auf Frak-
tion oder Parteizugehörigkeit
Rücksicht nehmen zu müs-
sen, möchte ich mich um In-
halte kümmern.

Diskussionen um wichtige
Themen müssen wieder in
Gang kommen. Gesellschaftli-
che Veränderungen sind nicht
unmöglich.

Wahl 99

Unterstützerkreis von

Direktkandidat Martin Wilke

Berliner Abgeordnetenhauswahl

im Wahlkreis 3 Prenzlauer Berg-Süd
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„Beim Wählen geht es nicht um Reife.“
Martin Wilke im Interview: Warum es beim Wahlrecht keine Altersgrenze geben darf
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WAHLZEIT!: Eine Deiner
Hauptforderungen ist das
Wahlrecht für Kinder.
Glaubst Du, daß das wirklich
wichtig ist?

Martin Wilke: Kinder und
Jugendliche machen fast 20
Prozent der Bevölkerung aus.
Ihre Interessen werden in der
Politik aber vollkommen unzu-
reichend berücksichtigt. Und
daran wird sich wohl auch
nichts ändern, solange sie kei-
ne Wahlstimme haben.

In einer Demokratie muß
grundsätzlich gelten, daß alle,
die von Entscheidungen be-
troffen sind, sich am Zu-
standekommen dieser Ent-
scheidungen beteiligen kön-
nen. Und das geschieht hier-
zulande nun mal durch Wäh-
len.

Der Anspruch einer parla-
mentarischen Demokratie ist
doch, die Interessen der Be-
völkerung so genau wie mög-
lich im Parlament widerzuspie-
geln. Wenn dann junge Men-
schen dieses Parlament nicht
mitwählen dürfen, kann man
diesem Anspruch aber nicht
gerecht werden.

Das Wahlrecht für Kinder
ist also genauso wichtig wie
das Wahlrecht jeder anderen
Bevölkerungsgruppe.

Wollen Kinder denn über-
haupt wählen?

Darum geht es nicht. Frau-
en wollten mehrheitlich auch
nicht wählen, als das Frauen-
wahlrecht eingeführt wurde.
Hätte man es deshalb lassen
sollen? Wahlrecht heißt ja nur,
daß man am Wählen nicht ge-
hindert werden darf. Niemand
wird zur Wahl gezwungen.

Die Eltern
könnten ihre
Kinder zwin-
gen.

Das wäre
eine Straftat. El-
tern, die so et-
was vorhaben,
sollten sich vor-
her § 108 StGB
durchlesen.

Kinder wür-
den doch be-
einflußt wer-
den.

Das stimmt.
Alle Menschen
bee in f l ussen
sich ständig.
Auch Eheleute
bee in f l ussen
sich gegensei-
tig. Eltern beein-
flussen Großeltern, Kinder
beeinflussen ihre Eltern, Kin-
der beeinflussen andere Kin-
der, werden dabei selber be-
einflußt, usw. Beeinflussung
findet bei jeder Kommunikati-
on statt und ist also gar nichts
Schlimmes. Würden Men-
schen sich nicht beeinflussen
lassen, bräuchte man auch
nur einmal im Leben Wählen
zu gehen. Der ganze Wahl-
kampf wäre umsonst und Wer-
bung sowieso. Niemand wür-
de je mehr seine Meinung än-
dern.

Ob jemand letztendlich
überzeugt oder nur überredet
wurde, läßt sich weder bei
Kindern noch bei Erwachse-
nen feststellen.

Es ist jedenfalls immer
noch besser, wenn Kinder von
sich aus das gleiche wie ihre
Eltern wählen, als wenn die

Eltern pro Kind noch eine Stim-
me dazukriegen.

Sind Kinder eigentlich reif
genug zum Wählen?

Es geht beim Wählen nicht
um Reife. Im Prinzip ist Wäh-
len etwas ganz Primitives.
Man kann sich – selbst nach
ausführlicher Diskussion –
nicht einigen, also wird ein-
fach das gemacht, womit die
Mehrheit zufrieden ist. Daß
keiner alle relevanten Fakten
oder Argumente kennt, wird
dabei ganz bewußt in Kauf ge-
nommen. Es gibt keine In-
stanz, die über die Qualität der
Argumente entscheiden könn-
te, außer dem jeweils einzel-
nen Menschen. Es gilt einfach:
Ein Mensch – eine Stimme.

Wenn Reife – aber wie woll-
te man die definieren und über-
prüfen – eine Bedingung für
das Wahlrecht wäre, dann

müßte man es vielen Erwach-
senen wieder wegnehmen und
es vielen jungen Menschen
trotzdem geben.

Es geht also nicht um Rei-
fe. Und deshalb gibt es auch
keinen Grund, Kinder und Ju-
gendliche von der Wahl aus-
zuschließen.

Kinder haben aber weni-
ger Pflichten als Erwachse-
ne. Kann man ihnen da das
Wahlrecht geben?

Ja, natürlich. Das Wahl-
recht ist doch nicht die Beloh-
nung für die Erfüllung irgend-
welcher Pflichten. Das Wahl-
recht ist ein demokratisches
Menschenrecht. Und Men-
schenrechte sind grundsätz-
lich unabhängig von Pflichten.

Was hältst Du von Kinder-
parlamenten?

Kinderparlamente haben
nichts mit echter Mitbestim-

mung zu tun. Sie können das
Wahlrecht für Kinder genau
so wenig ersetzen, wie Bürger-
initiativen das Erwachsenen-
wahlrecht ersetzen könnten.

Manche Leute befürchten,
daß Jugendliche zu radikal
wählen würden.

Jeder Erwachsene darf so
radikal wählen, wie er will.
Wenn auch Kinder und Ju-
gendliche eine Wahlstimme
haben, werden aber nicht nur
radikale, sondern alle Partei-
en überzeugende Angebote
für junge Menschen machen
müssen.

Letztendlich muß man aber
jede Wahlentscheidung ak-
zeptieren. Es ist schlicht un-
demokratisch zu fragen: „Na,
wen lassen wir denn wählen,
damit ein schönes Ergebnis
rauskommt?“

Du sagst ja, es soll gar kei-
ne Altersgrenze geben. Sol-
len auch Babies wählen?

Einige Leute schlagen das
Wahlrecht ab  7 vor. Aber was
ist, wenn dann auch nur ein
6jähriger kommt, der auch mit-
wählen will? Warum muß man
den denn ausschließen? Und
Babies werden nicht auf die
Idee kommen zu wählen. Die
Unfähigkeit eines Menschen,
zur Wahl zu gehen, ist aber
kein Grund, ihm auch noch das
Recht dazu wegzunehmen.
Denkbar wäre, daß man, wenn
man das erste Mal wählen will,
dies dem Wahlamt mitteilt.

Es geht einfach darum, daß
das Alter kein Kriterium mehr
ist, darum, daß alle Menschen
– egal wie alt sie sind –, gleich-
berechtigt sind.

Danke für das Interview.

Demokratie
läßt sich nicht

aufhalten
Gleichberechtigung und De-
mokratie haben sich insge-
samt immer weiterentwickelt.
Und dennoch hat die Mehr-
heit der Bevölkerung den je-
weils gerade geltenden Zu-
stand immer irgendwie als na-
türlich und vollkommen emp-
funden. Mitbestimmung und
gleiche Rechte auf bisher aus-
geschlossene Bevölkerungs-
kreise auszuweiten, wurde
stets entweder als absurd, un-
realistisch, lächerlich abge-
lehnt oder als Bedrohung und
nahendes „Ende der Welt“
empfunden.

So wurde auch die Frauen-
rechtlerin Olympe de Gouges
bei der Französischen Revo-
lution hingerichtet, weil sie
meinte, Freiheit und Gleichheit
müßten auch für Frauen gel-
ten. Dabei war doch klar, Men-
schenrechte sind Männer-
rechte! Wahlrecht für Bauern,
für Landlose, für Arbeiter? Wo
kämen wir denn da hin! Wahl-
recht für Männer unter 25?
Bloß nicht! Die sind doch viel
zu unreif! Wahlrecht für Frau-
en? Seit wann interessieren
sich Frauen denn für Politik?!
Gleichberechtigung behinder-
ter Menschen? Das geht doch
nicht!

Doch mit der Zeit kamen die
einstigen Gewißheiten und
wohlbehüteten Vorurteile ins
Wanken – langsam, viel zu
langsam, aber immerhin, es
bewegte sich was.

Ab 1808 durften Männer in
Berlin unabhängig von ihrem
Stand wählen, sofern ihr Ein-
kommen stimmte.

1871 wurde das Drei-Klas-
sen-Wahlrecht aufgehoben.
Das Einkommen war kein Kri-
terium mehr. Das Wahlalter lag
bei 25. Frauen waren weiter-
hin ausgeschlossen – aller-
dings nicht mehr weltweit:
1869 hatte der US-Bundesstaat
Wyoming das Frauenwahl-
recht eingeführt.

In Deutschland bekommen
die Frauen das Wahlrecht 1918.
Das ist der entscheidende
Schritt für Emanzipation und
Gleichberechtigung der Frau.

Nach dem Ende der Nazi-
Herrschaft ging es weiter.
Trotz Widerständen wird die
Gleichberechtigung der Frau
in den Entwurf für das Grund-
gesetz aufgenommen.

Das Wahlalter liegt bei 21
Jahren, in der Weimarer Repu-
blik waren es 20. 1972 dürfen
erstmals Minderjährige wäh-
len, das Wahlalter liegt nun bei
18. 1975 wird auch die Volljäh-
rigkeit auf 18 gesenkt.

Der Kampf um Gleichbe-
rechtigung und Demokratie ist
damit aber noch lange nicht
beendet. Behinderte Men-
schen, Homosexuelle, Aus-
länder, Kinder und Jugendli-
che sind immer noch massiv
rechtlich benachteiligt. Und
die Mehrheit findet’s okay.

1994 wird die Gleichberech-
tigung behinderter Menschen
im Grundgesetz festgeschrie-
ben.

Zwei Jahre später dürfen
erstmals 16- und 17jährige
kommunal wählen.

Im nächsten Jahrhundert
wird man zurückschauen und
sich wundern, wie man es so
lange fertigbringen konnte,
Ausländern das Wahlrecht
vorzuenthalten. Und auch das
Wahlrecht für Kinder wird ge-
nau so eine Selbstverständ-
lichkeit sein, wie es das Wahl-
recht für Frauen heute ist. Die
Gleichberechtigung aller Al-
tersgruppen wird nicht ewig
auf sich warten lassen. Demo-
kratie läßt sich nicht aufhal-
ten.

Die Gleichberechtigung des Kindes
Schon wieder so eine Forde-
rung, die absurd klingt!
Schließlich unterscheiden
sich Kinder doch in vielerlei
Hinsicht von Erwachsenen.
So haben sie z.B. nicht die glei-
chen Fähigkeiten und Er-
fahrungen wie die meisten Er-
wachsenen. Also wie kommt
man zu so einer Forderung?

Da Kinder zweifelsfrei
Menschen sind, haben sie die
gleiche unantastbare Men-
schenwürde wie alle erwach-
senen Menschen. Da aus die-
ser Menschenwürde die Men-
schenrechte hergeleitet wer-
den, müssen alle die gleichen
Menschenrechte haben. Zu-
dem ist es grundsätzlich un-
gerecht, wenn Menschen auf-

grund einer Eigenschaft dis-
kriminiert werden, für die sie
nichts können. Und das Alter
ist solch eine Eigenschaft,
ähnlich wie die Hautfarbe.
Menschenrechte und Gleich-
berechtigung lassen sich nicht
von einander trennen.

Fähigkeiten

Die geringeren Fähigkeiten
von Kindern können kein Ar-
gument sein, um ihnen Rech-
te vorzuenthalten. Grundge-
danke der Menschenrechte ist
der Schutz Schwächerer.
Menschenrechte wurden ein-
geführt, damit sich eben nicht
immer der Stärkere durchsetzt.
Erst die Gleichberechtigung
ermöglicht einen fairen Um-
gang miteinander. Nur auf der

Grundlage der Menschen-
rechte können Konflikte ge-
recht gelöst werden.

Also gerade weil Kinder
und Jugendliche in vielen Be-
reichen weniger Fähigkeiten
haben, sind sie darauf ange-
wiesen, wenigstens auf der
Ebene der Rechte gleich zu
sein. Wenn man den jungen
Menschen – wie heutzutage
üblich – die Menschenrechte
verwehrt, wird die Grundidee
der Menschenrechte gerade-
zu in ihr Gegenteil verkehrt.

Schutz

Schutz darf grundsätzlich
nie bedeuten, daß die Rechte
der zu schützenden Person
eingeschränkt werden. Behin-
derte oder auch altersschwa-

che Menschen sind – ähnlich
wie Kinder – in ihren Fähig-
keiten eingeschränkt. Nie-
mand kommt aber auf die Idee,
ihnen zu ihrem Schutz Rechte
wegzunehmen oder ihnen die
grundsätzliche Gleichberech-
tigung abzusprechen. Es hat
einfach keinen Sinn, einem
fast Blinden das Zeitunglesen
zu verbieten. Vielmehr muß
gerade sein Recht auf Infor-
mationsfreiheit besonders ge-
schützt werden.

Pflichten

Menschenrechte hängen
auch nicht von Pflichten ab.
Schließlich sollen sie gerade
diejenigen schützen, die viel-
fach gar nicht in der Lage sind,
Pflichten zu erfüllen.

Wenn man Kindern mit zu-
nehmendem Alter mehr Rech-
te gibt, bekommen ausgerech-
net immer diejenigen mehr
Rechte, die ohnehin schon
über mehr Fähigkeiten verfü-
gen. Alle Menschen müssen
aber von Anfang an die glei-
chen Rechte haben. Und je
fähiger sie werden – das soll-
te nicht am Alter gemessen
werden –, desto mehr Pflich-
ten können sie übernehmen.

Nach der – zumindest ge-
setzlichen – Gleichberechti-
gung der Frauen, der Farbigen
und der Menschen mit Behin-
derung wäre die Gleichberech-
tigung der Kinder ein logi-
scher, konsequenter und drin-
gend gebotener Schritt.

www.martinwilke.de

Das komplette

Wahlprogramm
gibt�s bei

Martin Wilke
c/o Kinderrechtsprojekt
Dunckerstr. 11
10437 Berlin

a b h o l e n  �  z u s c h i c k e n   l a s s e n  �  a n s u r f e n

außerdem:

noch mehr Texte

Hintergrundinfos

+
Wahlzeit! wird herausgege-
ben vom Unterstützerkreis
Martin Wilke. Die Auflage
beträgt 30 000 Stück. Gedruckt
wurde sie bei Pinguin Druck.
Die Fotos stammen von Juli-
an Röder und von der
Cedarwood Sudbury School,
die Zeichnung von Raffi. Die
Adresse lautet Unterstützer-
kreis Martin Wilke, c/o
Kinderrechtsprojekt, Dun-
ckerstr. 11, 10437 Berlin. Auch
eine Telefonnummer gibt es:
4479722, sowie eine für’s Fax:
4479720. E-mails schickt man
am besten an martin.wilke@
gmx.net. Weitere Informatio-
nen findet man im Internet un-
ter www.martinwilke.de .
V.i.S.d.P. ist Martin Wilke.



Lernzwang – wozu denn sowas?

Sudbury Schools

Alle Menschen haben ein na-
türliches Lernbedürfnis. Das
ist allgemein anerkannt, und
davon kann sich auch jeder
selbst überzeugen, wenn er
sich Kleinkinder anschaut:
Kinder kommen auf die Welt
– und beginnen sofort, sie zu
erforschen. Innerhalb kurzer
Zeit lernen sie so komplizierte
Sachen wie Laufen und Spre-
chen und natürlich noch vie-
les mehr. Dazu ist kein Druck
oder Zwang notwendig. Denn
Kinder sind neugierig und
wollen von sich aus lernen.
Und:

Es ist auch kein Lehrplan
dazu nötig. Lernen ist eine
überaus komplexe Sache, die
kann man zwar unterstützen,
aber nicht vorbestimmen. Ler-

nen ist ein aktiver, dyna-
mischer Prozeß. Lernen ist et-
was, das man selbst tut, nicht
etwas, das an einem getan
wird. Lernen ist nicht das au-
tomatische Ergebnis von Leh-
ren. Wäre es dies, dann müß-
ten Leute, die 10 oder 13 Jahre
zur Schule gegangen sind, un-
heimlich viel wissen. Das ist
aber offensichtlich nicht der
Fall, wie nicht nur 4 Millionen
Analphabeten in Deutschland
beweisen.

Lernen setzt Interesse vor-
aus – eigene Motivation; und
die kann man nicht verord-
nen – nicht dem Einzelnen,
und schon gar nicht für eine
ganze Gruppe. Druck und
Zwang mögen vielleicht für
einen kurzen Zeitraum zum

“Lernen” bewegen – aber
eben zum Auswendiglernen
statt zum Begreifen. Sie erzeu-
gen eher selten eigene Moti-
vation, was man daran sieht,
daß der Schüler aufhört, sich
mit dem Thema zu befassen,
sobald der Druck wegfällt.

Den Lernzwang aufrecht
zu erhalten, scheint nicht sinn-
voll (geschweige denn ge-
recht oder so), da er kaum tief-
gründiges Lernen bewirkt.
Welche Berechtigung hat der
Lernzwang also? Ist seine be-
hauptete Notwendigkeit nicht
– wie Ergebnisse aus der Hirn-
und Lernforschung belegen –
einfach ein großer Irrtum? Und
sollte man einen Irrtum wirk-
lich weiter verteidigen, zumal
es Alternativen gibt?

Was sind denn die Alternativen?

Vielfalt statt
Einfalt

Das Kind
entscheidet

Funktioniert das?Jedem eine Stimme
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Fairer Prozeß
nicht kurzer

Realpolitischer Anfang

Die Alternative ist, Kinder in
Freiheit lernen zu lassen, Kin-
dern zwar durchaus beratend
zur Seite zu stehen, sich in ihr
Lernen aber sonst nicht un-
gefragt einzumischen. Auch
jeder junge Mensch muß
selbst herausfinden, was er
will. Dazu sind eigene Erfah-
rungen notwendig, Erfahrun-
gen, die man nur dann machen
kann, wenn man selbst über
sein Lernen bestimmt. Und
gerade auch aus eigenen Fehl-
entscheidungen lernt man –
und zwar bedeutend mehr als
aus Anweisungen von Leu-
ten, denen man nicht vertraut.
Vertrauen in Erwachsene ent-
steht am ehesten, wenn man
von ihnen geachtet und
ernstgenommen wird, wenn
man mit ihnen gleichberech-
tigt ist. “Lernen”, das ist nicht
gleich “unterrichtet werden”.

Lernen ist ein elementarer
Bestandteil des Lebens und
läßt sich deshalb davon auch
nicht einfach trennen. Natür-
licherweise lernt man weder
ausschließlich von Erwachse-
nen noch ausschließlich mit
Gleichaltrigen, sondern in ei-
ner bunten Mischung der Al-
tersgruppen. Natürliches Ler-
nen geschieht nicht im 45-Mi-
nuten-Takt. Lernen heißt er-
kunden, erfahren, ausprobie-
ren, zuschauen, mitmachen,
selbermachen. Lernen heißt
oft auch Ausdauer. Oft ist man
Stunden, Tage oder Wochen
lang mit einem Thema befaßt
und läßt nicht locker, gibt
auch dann nicht auf, wenn es
nicht sofort klappt, sondern
versucht es nochmal und
nochmal, bis man sein selbst-
gestecktes Ziel erreicht.

Lernfreiheit schafft – im
Gegensatz zu Lernzwang –
keine Analphabeten. Jeder will
im Leben zurechtkommen,
nicht nur, wenn er einmal er-
wachsen ist, sondern auch in
der Gegenwart. Und wenn Le-
sen, Schreiben und Rechnen
dazu notwendig sind, wird
dies jeder junge Mensch frü-
her oder später lernen, falls er
die Möglichkeit dazu be-
kommt.

Haben Druck und Zwang
einem das Lernen erst einmal
grundsätzlich vermiest, kann
es eine ganze Weile dauern,
bis man wieder Freude am Ler-
nen findet. Aber auch dieser
Prozeß geht nur mit Lernfrei-
heit. Vielleicht wird man vor-
übergend “nichts” tun. Aber
dauerhaft will sich niemand
langweilen, und niemand will
dauerhaft erfolglos sein.

“Studien über unsere Ex-Schü-
ler zeigen, daß sie in jeder Hin-
sicht ‘erfolgreich’ sind; die
meisten haben ihre gewün-
schte Berufslaufbahn einge-
schlagen oder sind aufs Col-
lege gegangen; die meisten
haben ein gutes Einkommen,
und – was meiner Meinung
nach die beste Definition von
Erfolg ist – die meisten sind
glückliche Menschen.”

Sudbury Valley School

“Abgänger von Sudbury
Schools sind sich klar aus-
drückende, verantwortungs-
bewußte, unvoreingenom-
mene Erwachsene, die weiter
aktiv am Leben teilnehmen
und für den Rest ihres Lebens
neue Sachen lernen.”

Fairhaven School

Schulen, an denen es weder
Lernzwang noch Anwesen-
heitspflicht gibt, sind nicht
utopisch. Sie sind lebendige
Realität. Die Rede ist von Sud-
bury Schools – Schulen nach
dem Modell der 1968 in Fra-
mingham im US-Bundesstaat
Massachusetts gegründeten
Sudbury Valley School.

Mit etwa 40 Schülern sind
die Sudbury Schools nicht ge-
rade Massenanstalten. Eher
haben sie Ähnlichkeit mit
einer großen Wohnung. Klas-
senräume gibt es nicht, ge-
nauso wenig wie es Lehrplan,
Zensuren oder Leistungskon-
trollen gibt. An Sudbury
Schools geht jeder seinen ei-
genen Interessen nach. Die
Schüler bestimmen ihren Ta-
gesablauf vollständig selbst.
Das gilt für die Vierjährigen
genauso wie für die 19jähri-
gen. Schüler und Lehrer sind
vollkommen gleichberechtigt
und reden sich mit dem Vor-
namen an. Eine Trennung der
Schüler nach dem Alter gibt
es ebenfalls nicht. Freund-
schaften und Interessenge-
meinschaften wie Lerngrup-
pen entstehen über Altersun-
terschiede hinweg. Unterricht
im klassischen Sinne kommt
nur zustande, wenn Schüler

dies ausdrücklich verlangen.
Überall findet man Leute, die
sich unterhalten, die lesen,
spielen, am Computer arbei-
ten, kochen, Musik machen,
sich von einem Lehrer etwas
erklären lassen, anderen zu-
schauen, Theater spielen oder
einkaufen gehen. Das Lernen,
das dabei geschieht, ist ein-
fach nicht vom Leben ge-
trennt.

Entscheidungen, die das
Zusammenleben an der Schu-
le bzw. organisatorische Fra-
gen betreffen, werden auf der
Vollversammlung besprochen
und demokratisch entschie-
den, wobei jeder Schüler und
jeder Lehrer eine Stimme hat.

Beschwerden über die Ver-
letzung von Regeln werden
von einem demokratisch ge-
wählten Justizkommittee ver-
handelt und entschieden.

Selbstbestimmung und
Mitbestimmung – die Grund-
lagen einer freiheitlichen De-
mokratie – sind an Sudbury
Schools also voll verwirklicht.

Übrigens nimmt die Anzahl
dieser Schulen ständig zu.
Derzeit gibt es etwa 30 Sud-
bury Schools, nicht nur in den
USA, sondern auch in Kana-
da, Japan, Australien, Israel
und Dänemark.

Die Vorstellungen davon, wie
man Lernen sinnvoll organi-
siert, sind nun mal völlig un-
terschiedlich. Sie lassen sich
nicht alle in nur einem einzi-
gen Schultyp zusammenfas-
sen.

Von wenigen Ausnahmen
einmal abgesehen, ist die
Bildungslandschaft in Berlin
ziemlich eintönig. Egal ob
Grundschule, Hauptschule,
Realschule, Gymnasium oder
Gesamtschule – alle Schulen
sind im wesentlichen gleich.
Privatschulen im übrigen
auch. Wie auch in allen ande-
ren Bundesländern gibt es in
Berlin ein staatliches Schul-
monopol. Veränderungen von
unten sind damit praktisch
ausgeschlossen. Bestehen-
des bleibt einfach bestehen,
auch wenn nur wenige damit
zufrieden sind. Den Bedürf-
nissen wirklich aller jungen
Menschen gerecht zu werden,
wird nicht möglich sein, so-
lange es nur eine vom Staat
vordefinierte Anzahl ver-
schiedener Schulen gibt.

An die Stelle des jetzigen
Monopols muß ein pluralisti-
sches System treten, in dem
jeder Bildungsangebote ein-
bringen kann. Über die Einhal-
tung bestimmter Rahmenvor-
aussetzungen, Fragen der Fair-
ness und Koordination könn-
te ein demokratisch gewähl-
ter Bildungskontrollrat wa-
chen.

Gerecht kann ein pluralisti-
sches System allerdings nur
sein, wenn der Staat Schulen
in freier Trägerschaft genau-
so fördert wie seine eigenen.
Bildung darf auch in einem
pluralistischen System nicht
zu einem Privileg Wohlhaben-
der werden.

Die jetzigen Staatsschulen
könnten an der Vielfalt leicht
zugrunde gehen.  Durch um-
fassende Demokratisierung
könnte dem jedoch zuvor ge-
kommen werden; auch ganz
neue Formen staatlicher Schu-
len können entstehen, wie z.B.
die Sudbury Schools.

Die Unterschiede zwischen
den bestehenden Verhältnis-
sen und den angestrebten
sind unübersehbar groß. Es
muß aber ein Weg gefunden
werden, vom jetzigen Schul-
system hin zu einem freiheit-
lich-demokratischen zu kom-
men. Er wird nicht ganz ein-
fach sein, aber er muß gegan-
gen werden. Denn nur, wenn
man auch wirklich losgeht,
wird man eines Tages sein Ziel
erreichen. Und je weiter der
Weg ist, desto früher muß
man aufbrechen. Und natür-
lich sollte man auch zwischen-
durch nicht die Orientierung
verlieren. Hier nun also die
Schritte für die ersten Jahre:

1. Jahr
+ umfassende Informations- und

Aufklärungskampagne zu Ände-
rungen und Hintergründen,
breite öffentliche Diskussion

+ Schulinterne Vollversammlung
als beratendes Gremium

+ Aufbau einer demokratisch ge-
wählten Schülervertretung

+ Einstellung der Notengebung
+ erleichterte Schulneugrün-

dungen, volle Finanzierung
Freier Schulen – ab dem er-
sten Betriebsjahr

+ freie Schulwahl durch den Schü-
ler unter bestehenden Schulen

+ Planung mehrerer Sudbury
Schools in verschiedenen Ge-
genden Berlins

2. Jahr
+ Vollversammlung wird beschlie-

ßendes Gremium
+ Justizkomitee wird eingerichtet
+ formale Gleichberechtigung von

Schülern und Lehrern
+ Öffnung und Erweiterung des

Kurssystems
+ Sudbury Schools nehmen ihre

Arbeit auf (Schulversuch)

3. Jahr
+ Vollversammlung entscheidet

über alle Personalfragen
+ demokratisch gewählter Bil-

dungskontrollrat übernimmt
Schulaufsicht

Das Recht des Kindes auf Bil-
dung muß – darin sind sich
alle einig – auch gegen Über-
griffe der Eltern verteidigt wer-
den können. Dies wäre aber
unmöglich, wenn es die Eltern
sind, die über den Besuch
oder Nicht-Besuch einer Schu-
le entscheiden.

In einer wirklich freiheitli-
chen Gesellschaft darf deshalb
niemand außer dem Kind
selbst entscheiden, welche
Schule es besucht.

Die Entscheidung den El-
tern zu überlassen, würde be-
deuten, das Kind von ihrer
Willkür bzw. Gnade abhängig
zu machen. Die Fremdbestim-
mung wäre nicht beseitigt.

Fehlentscheidungen des
Kindes können durch Probe-
wochen und Beratungsge-
spräche von vornherein ge-
ring gehalten und auch spä-
ter noch korrigiert werden.

Wieviele Kinder würden
wohl von sich aus in unde-
mokratische Schulen gehen,
in die so manche Eltern sie be-
denkenlos stecken würden?

Soll Schule nicht im Wider-
spruch zur Demokratie stehen,
muß sie selbst demokratisch
organisiert sein. Demokratie
heißt nicht, daß Lehrer und El-
tern die Macht unter sich auf-
teilen und auch nicht, daß
Lehrer, Eltern und Schüler je-
weils ein Drittel der Stimmen
haben – was einem Drei-Klas-
sen-Wahlrecht gleichkommt.
Demokratie heißt, daß alle, die
von Entscheidungen betrof-
fen sind, an deren Zustande-
kommen beteiligt werden.

In demokratischen Schulen
werden alle Angelegenheiten
auf der wöchentlichen Voll-
versammlung (VV) geregelt,
bei der jeder Schüler und je-
der Lehrer eine Stimme hat. Die
VV entscheidet auch über die

Verwendung der Gelder und
über die Einstellung von Leh-

rern. Auf der VV werden auch
Regeln aller Art diskutiert und

beschlossen, Verantwortlich-
keiten festgelegt und Komi-
tees für konkrete Vorhaben
gegründet, z.B. für die Orga-
nisation eines Tages der Of-
fenen Tür oder einer Reise.

Da sie in der Minderheit
sind, können die Lehrer sich
nicht automatisch durchset-
zen, sondern müssen überzeu-
gen. Durch VVs entwickeln
Schüler jeden Alters ein aus-
geprägtes Demokratie-Ver-
ständnis. Und daß man Ent-
scheidungen, an denen man
selbst beteiligt war, eher ak-
zeptiert, ist ja bekannt.

Die Teilnahme an den VVs
ist keine Pflicht, aber wer
fehlt, kann weder seine An-
sichten einbringen noch mit-
bestimmen.

School Meeting in der Cedarwood Sudbury School

Hier liegen nicht nur Bücher rum

„Nicht nur “
Schüler,

sondern auch
Lehrer wer-
den zur Ver-
antwortung
„. gezogen“

Um die gemeinsam vereinbar-
ten Regeln durchzusetzen,
gibt es an Sudbury Schools
ein demokratisch ge-
wähltes Justizkomi-
tee, das Beschwerden
über Regelverletzun-
gen nachgeht.

Auf eine Be-
schwerde folgt zu-
nächst eine Untersu-
chung der Umstände.
Ist diese abgeschlos-
sen und die Beschwerde nicht
offensichtlich unbegründet,
wird eine Klageschrift verfaßt,
in der die vermuteten Regel-
verletzungen nochmals genau
benannt werden. Bekennt

sich der Beschuldigte “schul-
dig”, kann sofort ein Urteil ge-
fällt werden, andernfalls gibt

es eine Verhandlung
mit umfassender Mög-
lichkeit zur Verteidi-
gung. Urteile, die als
ungerecht empfun-
den werden, können
angefochten werden.

Diese Verfahrens-
weise ist nicht ganz
unbürokratisch, wird

dafür aber von allen als ge-
recht empfunden.

Und selbstverständlich
werden nicht nur Schüler,
sondern auch Lehrer zur Ver-
antwortung gezogen.

–
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Surf-Tips

Achtung, „Sicherheit“!Mehr Demokratie!
Im Namen der ”inneren Sicher-
heit” darf die Polizei jetzt je-
den jederzeit überall in Berlin
kontrollieren – ohne Verdacht.
Bisher waren diese auch als
”Schleierfahndung” bekann-
ten ”verdachtsunabhängigen
Kontrollen” schon an ca. 30
”gefährlichen Orten” erlaubt,
zu denen auch der Kollwitz-
platz zählt. Die CDU will nun
noch eins drauflegen: Video-
überwachung öffentlicher
Plätze.

In den vergangenen Jahren
wurden Polizeibefugnisse
ständig ausgeweitet: Verdeck-
te Ermittler, Telefonüberwa-
chung, Lauschangriff, Gen-
Datenbank. Aber was hat’s
gebracht? Einen Überwa-
chungsstaat – einen Staat, der
allem und jedem mißtraut und
glaubt, immer tiefer in das Pri-
vatleben seiner Bürger ein-
dringen zu müssen. 500 000
Menschen werden jährlich in
Deutschland in Telefonabhö-
rungen verwickelt. Alles Waf-
fenschieber und Mädchen-
händler?

Daß sich die betreffenden
Schwerstraftäter nicht mehr in
Privatwohnungen treffen,
sondern an abhörsicheren

Orten, hätte man vorhersehen
können. Wie es aussieht, hat
keine dieser Maßnahmen
auch nur ein bißchen von der
versprochenen Sicherheit ge-
bracht. Weder objektive Si-
cherheit noch subjektives
Sicherheitsgefühl der Bürger
haben zugenommen. Diese
”Sicherheitsmaßnahmen” ha-
ben versagt. Die richtige Ant-
wort darauf ist aber nicht
”noch mehr Überwachung”,
sondern ”Schluß damit!”.

Nur wer darauf vertrauen
kann, nicht abgehört zu wer-
den, kann sich so frei entfal-
ten, wie es der  Menschenwür-
de entspricht. Egal, ob Tele-

fonüberwachung, Lauschan-
griff, Schleierfahndung oder
Videoüberwachung. Es trifft
immer alle Menschen, ob ver-
dächtig oder nicht. Und ver-
dächtig heißt noch lange nicht
schuldig. Dies sollten auch
eifrige Politiker beachten, die
nach einem kurzen Blick auf
die Polizei-Statistik von stei-
gender Kriminalität reden. Wo
mehr Polizei mehr ermittelt, gibt
es auch mehr Tatverdächtige.
Totale Überwachung führt je-
denfalls nicht zu mehr Sicher-
heit, sondern zu mehr Angst
und mehr Mißtrauen.

Überwachungsstaat – nein
danke!

Demokratie heißt Herrschaft
des Volkes. Entscheidend ist,
was die Mehrheit der Bevöl-
kerung will. Wenn sie jedoch
lediglich alle vier Jahre ein
Parlament wählen darf, ist die-
ser Grundsatz nur notdürftig
erfüllt. Zum einen kann sich
der Wähler nicht sicher sein,
ob die Politiker ihre Wahlver-
sprechen auch einhalten. Zum
anderen entsprechen die im
Parlament getroffenen Ent-
scheidungen oftmals nicht der
Mehrheitsmeinung in der Be-
völkerung.

Und vielen Menschen ist
das Wählen eines Parlaments
tatsächlich zu wenig. Über
70% sprechen sich für mehr
direkte Demokratie aus: Volks-
initiativen, Volksbegehren,
Volksabstimmung.

Und auch das Grundgesetz
besagt, daß die Staatsgewalt
nicht nur durch Wahlen, son-
dern eben auch durch Abstim-
mungen ausgeübt wird.

Außerdem trägt direkte
Demokratie zum Abbau bishe-
riger politischer Ohnmachts-
erfahrungen bei, da die Men-
schen so erleben, daß sie kon-
kret etwas verändern können;
sie führt dazu, daß Menschen

sich mit politischen Themen
stärker auseinandersetzen,
weil sie vor konkrete Entschei-
dungen gestellt werden. Und
vor allem wissen sie wirklich,
woran sie sind.

Nur der Vollständigkeit
halber sei noch gesagt, daß
man die prinzipielle Forderung
nach mehr Demokratie nicht
davon abhängig machen
kann, ob einem die Abstim-
mungsergebnisse am Ende
gefallen.

Direkte Demokratie ist
auch jetzt schon in Berlin vor-
gesehen. Aufgrund deutlich
zu hoher Hürden kam es aber
bisher nur zu einem einzigen
Volksbegehren, was aber wie-
derum an der zu hohen Hürde
(243 000 Unterschriften) schei-
terte. Und kommunale sowie
verfassungssändernde Ini-
tiativen z.B. zur Bezirksfusion
sind gar nicht erst erlaubt.

Die bestehenden Hürden
müssen endlich so gesenkt
werden, daß direkte Demokra-
tie auch in der Praxis zur An-
wendung kommen kann. Daß
direkte Demokratie für alle in
Berlin wohnenden Menschen
gelten muß, sollte selbstver-
ständlich sein.

Jeder der in dieser Zeitung veröffentlichten Texte ist natürlich
nur ein Einstieg in die Thematik. Wer es genauer wissen will,
dem seien folgende Internet-Seiten empfohlen.

www.martinwilke.de/texte.htm
Sudbury Valley School

www.sudval.org
www.kraetzae.de

www.jungdemokraten.de
www.mehr-demokratie.de

Thema Überwachung
www.fitug.de/ulf/politik

k lädt ein
zur

Podiumsdiskussion
m i t  a l l e n  D i r e k t k a n d i d a t e n

Schule � immer weiter so?
Fr, 10. September, 19 Uhr

Fr, 17. September, 19 Uhr

Pro und Kontra Kinderwahlrecht

im Spielhaus auf dem Kolle 37
Kollwitzstr. 35, 10405 Berlin

U2 Senefelderplatz

Gute Gründe, Martin Wilke zu wählen

Was jeder Wähler
beachten sollte

Erststimme sinn-
voll verwenden

Ähnlich wie bei Bundestags-
wahlen gibt es zwei Stimmen.

Mit der Zweitstimme wählt
man eine Partei (Bezirks- bzw.
Landesliste). Diese Stimme ist
es, die über die Zusammenset-
zung des Parlaments (und da-
mit über die Mehrheitsver-
hältnisse) entscheidet.

Mit der Erststimme wählt
man einen Direktkandidaten
aus seinem Wahlkreis. Ge-
wählt ist, wer die meisten Stim-
men erhält. Wird dabei ein
Kandidat gewählt, dessen Par-
tei im Abgeordnetenhaus ver-
treten sein wird (also mehr als
5% der Zweistimmen hat), hat
sich dadurch am Kräftever-
hältnis im Parlament über-
haupt nichts verändert.

Wer auch mit seiner Erst-
stimme Einfluß auf das parla-
mentarische Kräfteverhältnis
haben will, muß einen der an-
deren Kandidaten wählen, zu
denen auch Martin Wilke
zählt.

Diese Wahl kann Folgen haben

„Wer Kandidaten mit “
sicherem Listenplatz

wählt, verschenkt
“. seine Stimme.“

Zahlreichen Menschen
geht es allerdings wirklich um
einen konkreten Kandidaten.
Sie wollen, daß genau dieser,
und nicht irgend ein anderer
Kandidat der gleichen Partei
ins Abgeordnetenhaus
kommt.

Diese Wähler sollten be-
achten, daß es unter den zur
Wahl stehenden Direktkandi-
daten zwei gibt, die mit Sicher-
heit im Parlament vertreten
sein werden: Irana Rusta (SPD)
und Jeanette Martins (Grüne).
Erstere steht auf Listenplatz 1
der SPD-Bezirksliste. Und
Jeanette Martins steht auf Li-
stenplatz 7 der bündnisgrü-
nen Landesliste. Das heißt:
Selbst wenn ihre Partei nur 5%
der Zweitstimmen erhielte, wä-
re sie im Parlament vertreten.

So nett man diese beide
Kandidatinnen auch findet,
ihnen die Erststimme zu ge-
ben, bliebe ohne Wirkung. Es
wäre also eine “verschenkte”
Stimme.

All jenen, die sich jetzt vor-
stellen können, Martin Wilke
zu wählen, sei noch gesagt,
daß ein Wahlsieg schon mit
20 bis 25 Prozent möglich ist,
und zwar dann, wenn die Kan-
didaten von SPD, Grünen und
PDS sowie Martin Wilke etwa
ähnlich viele Stimme erhalten.
Alles klar?

Die Konkurrenz
Von Martin Wilke

“Wenn Wahlen etwas verän-
dern würden, wären sie ver-
boten.” – Glaube ich nicht.
Schließlich kandidiere ich ja
gerade deshalb, weil ich da-
von ausgehe, daß Wahlen
potentiell etwas verändern
können.

Eines sollte mit Sicherheit
gelingen: Die für alle gesell-
schaftlichen Veränderungen
notwendige öffentliche Dis-
kussion anzuregen.

Allein schon ein offensiv,
selbstbewußt und seriös ge-
führter Wahlkampf kann dazu
führen, daß bisher vernachläs-
sigte Themen (Rechte junger
Menschen, Schulpolitik) in
die politische Debatte gelan-
gen. Im günstigsten Fall neh-
men andere Parteien diese
Themen positiv auf und er-
weitern ihre Forderungen-Li-
ste entsprechend. Trotz aller
guten Argumente kann man
davon aber nicht unbedingt

verlaufen soll, brauche ich ein
möglichst gutes Wahlergeb-
nis.

Je besser mein Ergebnis
ist, desto mehr ist es wert. Die
Parteien werden bemüht sein,

Wähler zurückzuerobern. Und
dazu müssen sie sich – auch
im Jugend- und Schulbereich
– auf meine Forderungen zu-
bewegen. Je besser das Wahl-
ergebnis ist, desto stärker wird
dieser Effekt sein. Ein gutes
Ergebnis zeigt, daß Interesse
an einer offensiven Diskussi-
on um Grundrechtsfragen be-
steht, und daß das Verschwin-
den solcher Forderungen aus

VIEL GELD
kostet natürlich auch dieser Wahlkampf
und deshalb wird dieses auch gerne
entgegengenommen. Einfach ausfüllen
und abschicken oder vorbeibringen.

Bernd Holtfreter (PDS)
Platz 2 der Bezirksliste
Schwerpunkt: Bauen
PDS, Oderberger Str. 47,  10435
Berlin

Jeanette Martins (Grüne)
Platz 7 der Landesliste
Schwerpunkt: Jugend
Grüne, Oranienstr. 25, 10999
Berlin

Irana Rusta (SPD)
Platz 1 der Bezirksliste
Schwerpunkt: Kultur
SPD, Lettestr. 3, 10437 Berlin

Dr. Vera Touché (CDU)
Platz 3 der Bezirksliste
Schwerpunkt: Stadtentwick-
lung und Umwelt
Senefelder Str. 20, 10437 Ber-
lin

Neben Martin Wilke treten folgende Direktkandidaten der vier
im Abgeordnetenhaus vertretenen Parteien an.

w Wird ein Kandidat gewählt, dessen
Partei ohnehin im Abgeordnetenhaus
vertreten sein wird, hat sich dadurch am
Kräfteverhältnis im Parlament überhaupt
nicht verändert.

w Die Wahl von Martin
Wilke wird zahlreiche Dis-
kussionen auslösen.

w Keine Partei setzt
sich in dem Maße für
Veränderungen im
Bereich Schule und
Jugend ein, wie Mar-
tin Wilke es tut.

w Martin Wilke befaßt sich seit etwa fünf Jahren mit
den Themen Schule, Mitbestimmung von Kindern
und Menschenrechten und kennt sich somit gut auf
dem Gebiet aus.

w Er kritisiert Schule nicht nur, sondern er hat auch
Gegenvorschläge, die sich in der Praxis bewährt
haben. Und er steht auch weiterhin mit alternativen
Schulen in mehreren Ländern in Verbindung.

w Es ist notwendig, daß in der Schul-
politik mindestens ein Jugendlicher
mitbestimmt.

w Martin Wilke setzt sich für
Menschenrechte und Gleich-
berechtigung aller Men-
schen ein.

w Martin Wilke ist nicht opportunistisch
und vertritt Positionen auch dann, wenn er
damit (noch) in der Minderheit ist.

w Martin Wilke ist unabhängig und kann
somit besser über Parteigrenzen hinweg
diskutieren.

w Mit Martin Wilke
gäbe es wenigstens
einen Jugendlichen
im Abgeordneten-
haus.

w Wer Martin Wilke wählt, setzt
ein Zeichen für Bürgerrechte
und demokratische Weiterent-
wicklung der Gesellschaft. Am 10. Oktober

Erststimme

w Martin Wilke

„Videokamera
im Badezim-
mer!? Muß das
sein?“

„Es ist doch zu
ihrer Sicherheit,
gute Frau. Falls
sie mal belästigt
werden ...“

Hiermit erkläre ich mich einverstanden, daß für den Wahlkampf von Martin Wilke von
meinem unten genannten Konto ______ DM durch Lastschrift eingezogen werden.

Inhaber:
Konto-Nr.:
Bankleitzahl:

Unterschrift:

Parteiprogrammen nicht ohne
weiteres hingenommen wird.

Das deutlichste Signal ist
ein Wahlsieg. Keine Partei
kommt dann mehr daran vor-
bei, sich mit diesen Themen
auseinander zu setzen. Gera-
de die kinderrechtlichen und
schulpolitischen Forderun-
gen werden dann auch über
Berlin hinaus Beachtung fin-
den.

Vor allem wird ein Wahl-
sieg es ermöglichen, diese
Themen auch im Abgeordne-
tenhaus einzubringen. Zwar
werde ich meine Vorstellun-
gen dort als einzelner nicht
vollständig durchsetzen kön-
nen, aber es ist Zeit, daß end-
lich Bewegung in den Laden
kommt.

Darum nicht vergessen:
Am 10. Oktober ist Wahltag.
Und Jede Stimme zählt.

ausgehen.
Da die Diskus-

sion um eine demo-
kratische Schulpo-
litik, um Grund-
rechte für Kinder,
aber auch um all-
gemeine Bürger-
rechtsfragen, nach
der Wahl nicht
einfach im Sande

„Um Wähler zurück zu“
erobern, müssen die
Parteien auf meine

„ Forderungen zugehen.“

w Je mehr Stimmen Martin
Wilke erhält, desto einfacher
wird es in Zukunft sein, auch
kinderrechtliche Positionen
selbstbewußt zu vertreten.

Oder Überweisen: Wahlkampfkonto Martin Wilke: 415 380 6000, LBB, BLZ 10050000


